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Einleitung

▸ Vorteile von Hybridprojekten

− Synergien bei Netzanschluss, Infrastruktur, 
Rauminanspruchnahme etc.

▸ Planungsrechtliche Fragestellungen vor 
allem:

− Wie kann der Vorrang der Windenergie vor 
der FFPV in (hier allein: regionalplanerischen) 
Windenergiegebieten gewahrt werden?

− Wie wirkt sich die Doppelnutzung von 
Windenergiegebieten durch Windenergie 
und FFPV auf die Anrechenbarkeit nach § 4 
WindBG aus?
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Windenergiegebiete
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WEG

▸ flächen- (und nicht etwa leistungs-)bezogener Ansatz des WindBG

▸ Fläche im Windenergiegebiet muss grundsätzlich vollständig und 
uneingeschränkt für die Windkraft zur Verfügung stehen

▸ Raumordnerisches Instrument: Vorranggebiete (oder 
vergleichbare Gebiete)

§ 2 Nr. 1 WindBG:

„Windenergiegebiete: „ […]
Ausweisungen von Flächen für die Windenergie“ (insb. 
Vorranggebiete)



Windenergiegebiete als Vorranggebiete
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WEG

▸ (raumbedeutsame) FFPV im Windenergiegebiet nur zulässig 
unter Wahrung des uneingeschränkten und jederzeitigen 
Vorrangs der Windenergie

▸ Verstoß führt zur Unwirksamkeit von Plänen (§ 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
ROG, § 1 Abs. 4 BauGB) und zur Rechtswidrigkeit von 
Genehmigungen (§ 35 Abs. 3 S. 2 Hs. 1 BauGB)

▸ entscheidendes Kriterium: Vereinbarkeit der (raumbedeutsamen) 
PV-FFA mit der vorrangigen Windnutzung

WEG

Vorrang der 
Windenergie

§ 7 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 ROG (Vorranggebiete):

„Gebiete, die für bestimmte raumbedeutsame Funktio-
nen oder Nutzungen vorgesehen sind und andere 
raumbedeutsame Funktionen oder Nutzungen in 
diesem Gebiet ausschließen, soweit diese mit den 
vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht 
vereinbar sind“



Vereinbarkeit von PV-FFA mit der vorrangigen Windenergie
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WEG

▸ Vorranganspruch: Fläche im Windenergiegebiet muss vollständig 
und uneingeschränkt für die Windenergie zur Verfügung stehen

− maximale Ausschöpfung der Gebietsfläche für WEA muss möglich sein

− impliziert eine grundsätzlich freie und ungestörte Standortwahl des 
Vorhabenträgers der WEA

▸ PV-FFA innerhalb von Windenergiegebieten nur zulässig auf Flächen, 
die aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht für die 
Windenergie zur Verfügung stehen

− tatsächliche Gründe u.a.: aus betriebstechnischen oder topographischen 
Gründen freizuhaltende Abstandsflächen

− rechtliche Gründe: immissionsschutzrechtliche Abstände, Artenschutz etc.

▸ Flächen bzw. Lücken für PV-FFA können sich über die Zeit 
verschieben (z.B. infolge von Repowering der WEA)

− Konsequenz: PV-FFA im Windenergiegebiet immer nur „unter Vorbehalt“ bei 
Wahrung des uneingeschränkten und jederzeitigen Vorrangs der Windkraft 
zulässig

− Regelung dieses Vorbehalts in B-Plan und/oder Genehmigung erforderlich

Feinsteuerung durch B-
Plan in jedem Fall 

empfehlenswert, i.d.R. 
für die Zulässigkeit der 

PV-FFA ohnehin 
notwendig



Instrumente zur Sicherung des uneingeschränkten und jeder-
zeitigen Vorrangs der Windenergie in Windenergiegebieten
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Rechtssicheres Instrument:
Auflösende Bedingung für FFPV

Bei Steuerung durch B-Plan: 
Auflösende Bedingung als 

Festsetzung für FFPV (§ 9 Abs. 
2 S. 1 Nr. 2 BauGB)

Auflösende Bedingung als 
Nebenbestimmung der 

Genehmigung für das FFPV-
Vorhaben (§ 36 Abs. Nr. 2 

VwVfG)

Bei Vorhaben im 
Außenbereich:

Auflösende Bedingung als 
Nebenbestimmung der 

Genehmigung für das FFPV-
Vorhaben (§ 36 Abs. Nr. 2 

VwVfG)

▸ Problem: hinreichende Bestimmtheit und 
Feststellbarkeit des Eintritts der 
auflösenden Bedingung → idealerweise 
wohl: Genehmigungserteilung für WEA

▸ ggf. Wiederaufleben der Genehmigung 
für PV-FFA bei nur temporär genutzten 
Flächen erforderlich → aufschiebende 
Bedingung

▸ ggf. ergänzend: raumordnerischer oder 
städtebaulicher Vertrag (insb. bei 
mehreren Beteiligten)

▸ weniger geeignet bzw. ggf. ergänzend: 
Befristungen gemäß § 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 
BauGB, § 36 Abs. Nr. 1 VwVfG



Anrechnung nach § 4 WindBG

▸ Im raumordnerischen Windenergiegebiet ergeben sich keine (eigenständigen) 
Anrechnungsprobleme

▸ (uneingeschränkter) Vorrang der Windenergie wird über die Zulassungs-/Planungsebene 
gewährleistet

▸ Gegen den (uneingeschränkten) Vorrang der Windenergie verstoßende Bauleitpläne und/oder 
Genehmigungen sind rechtswidrig (und unwirksam bzw. anfechtbar)

▸ Raumordnerische Windenergiegebiete sind und bleiben uneingeschränkt anrechenbar nach 
Maßgabe von § 4 WindBG*

* Extremfälle einer Unwirksamkeit des Windenergiegebiets im Fall von Vollzugsunfähigkeit bzw. Funktionslosigkeit bei rechtswidriger 
Behördenpraxis denkbar

03.06.2026 Planungsrechtliche Besonderheiten und Voraussetzungen von Hybridprojekten7



Fazit

▸ Ergebnis: Hybridprojekte bereits jetzt rechtssicher möglich, ohne Anrechnung 
nach WindBG zu gefährden (!)
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• vgl. Eichler/Wallasch/Wagner/Wegner/Frank/Wördenweber, 
Hybridprojekte aus Windenergie und Photovoltaik, Climate 
Change 41/2025

• vgl. Wagner, ZNER 2025, 275 
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Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!



Wir suchen kreative Köpfe für unser Team.

Mehr Infos auf unserer Karriereseite: 
www.stiftung-umweltenergierecht.de/karriere
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Bleiben Sie auf dem Laufenden

Newsletter
Info | Stiftung Umweltenergierecht
informiert periodisch über die 
aktuellen Entwicklungen

www.umweltenergierecht.de

Webseite
www.umweltenergierecht.de als 
Informationsportal

Social Media
aktuelle Informationen auf 
X und LinkedIn
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http://www.umweltenergierecht.de/


Unterstützen Sie unsere Forschung

Forschung fördern und gemeinsam mehr bewirken
Mit Ihrer Spende unterstützen Sie zweckgebunden die 
Forschung der Stiftung Umweltenergierecht über die 
Grundfinanzierung hinaus und leisten damit einen wichtigen 
Beitrag für das zukünftige Recht der Erneuerbaren Energien 
und eine nachhaltige Energieversorgung.

Kontakt
Christiane Mitsch
Leitung Fundraising und Stakeholdermanagement
T: +49 1520 7435953
M: mitsch@stiftung-umweltenergierecht.de

Spendenkonto
Sparkasse Mainfranken
IBAN: DE16 7905 0000 0046 7431 83
BIC: BYLADEM1SWU
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www.stiftung-umweltenergierecht.de

Unterstützen Sie unsere Arbeit durch Zustiftungen und Spenden für laufende Forschungsaufgaben.

Spenden: BIC BYLADEM1SWU (Sparkasse Mainfranken Würzburg)
IBAN DE16790500000046743183

Zustiftungen: BIC BYLADEM1SWU (Sparkasse Mainfranken Würzburg)
IBAN DE83790500000046745469

Friedrich-Ebert-Ring 9 | 97072 Würzburg

Dr. Stephan Wagner

wagner@stiftung-umweltenergierecht.de

Tel: +49-931-79 40 77-0

Fax: +49-931-79 40 77-29

Twitter/X: @Stiftung_UER
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